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Einführung

Die Einführung einer „echten“ Verbandsstrafe steht nicht erst seit dem 
Entwurf des Landes Nordrhein-Westfalen zu einem Verbandsstrafgesetzbuch 
aus dem Jahre 2013 zur Diskussion. Die aktuelle, gleichermaßen durch den 
NRW-Entwurf wie auch Vorschläge aus der Wissenschaft beflügelte Diskus-
sion ziert eine lange Tradition. Nahezu legendär sind die Ausführungen von 
Engisch auf dem 40. Deutschen Juristentag im Jahre 1953, die Verbände 
seien in Ermangelung eines natürlichen Willens schon nicht im strafrechtli-
chen Sinne handlungsfähig1. Auch heute noch wird das Argument fehlender 
Handlungs- und Schuldfähigkeit juristischer Personen als Haupteinwand ge-
gen die Einführung einer Verbandsstrafe vorgebracht. Ungeachtet dessen sind 
im Laufe der Zeit eine Vielzahl von Modellen entwickelt worden, um juristi-
sche Personen strafrechtlich zu sanktionieren. Mitunter wird im rechtspoliti-
schen Diskurs auch eine „Beweislastumkehr“ zulasten der angeklagten Ver-
bände gefordert, um eine effektive Sanktionierung sicherzustellen. Das wirft 
die Frage nach der Vereinbarkeit einer solchen „Beweislastumkehr“ mit dem 
Grundsatz in dubio pro reo auf. Ihr widmet sich die vorliegende Arbeit.

Für das Individualstrafrecht ist die Geltung des Zweifelssatzes unbestrit-
ten, nicht aber sein Geltungsgrund. Für die Frage nach der Anwendbarkeit 
des Satzes in einem Verbandsstrafrecht ist es daher erforderlich, diesen Gel-
tungsgrund herauszufinden. Davon ausgehend kann die aufgeworfene Frage 
beantwortet werden. In einem einführenden ersten Teil  wird zunächst das 
Wesen der Entscheidung bei Unaufklärbarkeit näher betrachtet. Dabei wird 
gezeigt, dass sich die Non-Liquet-Entscheidung im Strafprozess daran zu 
orientieren hat, wem das Gesetz das Zweifels- und Rechtsfolgenrisiko einer 
strafgerichtlichen Entscheidung aufbürdet. Im Anschluss wird die Wirkweise 
der Beweislastregeln und gesetzlichen Vermutungen von denjenigen der Be-
weisregeln und Beweisvermutungen abgegrenzt.

Im ersten Kapitel des zweiten Teils wird untersucht, woraus der Satz in 
dubio pro reo im Individualstrafrecht folgt. Im Vordergrund stehen dabei 
Begründungsversuche aus der Unschuldsvermutung und dem Schuldprinzip. 
Das zweite Kapitel widmet sich  – auf Grundlage der Ergebnisse des ersten 
Kapitels – der Frage nach dem Inhalt des Zweifelssatzes. Dabei wird insbe-
sondere die Geltung des Satzes für die objektiven Bedingungen der Strafbar-

1  Engisch, in: Verhandlungen, S. E 24; ausführlich dazu Teil 3, Kapitel 1.B.II.1.
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keit und die Prozessvoraussetzungen, aber auch für die Maßregeln, die Ver-
mögensabschöpfung und die Ordnungswidrigkeiten untersucht. Es wird auch 
gezeigt, wann und unter welchen Voraussetzungen eine Zweifelsentscheidung 
contra reum zulässig ist.

Im dritten Teil wird sodann die Frage beantwortet, ob der Geltungsgrund 
für den Zweifelssatz im Individualstrafrecht auch dessen Anwendbarkeit in 
einem Verbandsstrafrecht bedeutet. Zunächst wird zu dem häufig vorge-
brachten Einwand Stellung bezogen, die Verbandsstrafe verstoße gegen das 
Schuldprinzip. Ausgehend von einer rechtsvergleichenden Perspektive wer-
den verschiedene Begründungsansätze für eine strafrechtliche Verantwort-
lichkeit des Verbandes kritisch betrachtet und eine eigene Auffassung entwi-
ckelt. Auf dieser Grundlage wird zur Anwendbarkeit und dem Anwendungs-
bereich des Zweifelssatzes in einem Verbandsstrafrecht Stellung bezogen und 
die ursprüngliche Frage nach der Zulässigkeit einer „Beweislastumkehr“ im 
Verbandsstrafrecht beantwortet.



Teil 1

Die Zweifelslast im Strafprozess

Kapitel 1

Die strafprozessuale Entscheidung bei Unaufklärbarkeit

A. Materielles Recht und ungewisser Sachverhalt

I. Grenzen materieller Rechtssätze

Materielle Rechtssätze bestehen aus Tatbestand und Rechtsfolge1. Die 
Wenn-Dann-Verknüpfung der Rechtsnormen bringt es mit sich, dass diese 
nur zwei Sachverhaltsalternativen möglich erscheinen lassen: Zum einen den 
Sachverhalt, in dem die Tatbestandsvoraussetzungen gegeben sind, zum an-
deren denjenigen, in dem diese nicht gegeben sind. Beschreibt T die Tatbe-
standsvoraussetzungen und R(T) die Rechtsfolge, enthält eine Rechtsnorm 
also zwei Anordnungen2:

T → R(T)

und

¬T → ¬R(T)

Wenn T die notwendige Voraussetzung für R(T) ist, dann folgt aus dem 
Fehlen von T, dass R(T) nicht eintreten kann, jedenfalls nicht als Rechtsfolge 
von T3. Die zweite Anordnung stellt die bloße Negation des positiv formu-
lierten Tatbestands dar4. Begreift man materielle Rechtssätze als Schablone 

1  J. Esser, Grundbegriffe, S. 136.
2  → steht im Folgenden für eine Wenn-Dann-Verknüpfung, ≡ für eine mögliche 

(i. S. v. richtige) Subsumtion, =̂ für ein Entsprechen auf gleicher Ebene, also auf 
Ebene des materiellen Rechts oder der zu subsumierenden Sachverhalte. Im Übrigen 
gelten die allgemeinen mathematischen Bedeutungen.

3  Soweit das Gesetz für den Tatbestand T’ ebenfalls die Rechtsfolge R(T) vorsieht, 
kann R(T) insgesamt betrachtet natürlich auch bei einem Fehlen von T eintreten, vgl. 
Engisch, Logische Studien, S. 13.

4  Engisch, Logische Studien, S. 12; Leipold, Beweislastregeln, S. 20.




